
 
 

Nr. 24                          Stadt Grevenbroich                       13.11.2021 
                                             Amtliche Bekanntmachungen 
 
3. Satzung vom 04.11.2021 zur Änderung der Satzung über die 
Abfallentsorgung in der Stadt Grevenbroich vom 07.12.2012 
 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Art. 7 Zweites G zur Änd. des 
KorruptionsbekämpfungsG und weiterer Gesetze vom 14.9.2021 (GV. NRW. S. 
1072), in der jeweils geltenden Fassung; des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) 
vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012, S. 212 ff.), zuletzt geändert durch Art. 20 
Personengesellschafts-rechtsmodernisierungsG (MoPeG) vom 10.8.2021 (BGBl. I S. 
3436), in der jeweils geltenden Fassung; des § 7 der Gewerbeabfall-Verordnung 
(GewAbfV) vom 18.04.2017 (BGBl. I 2017, S. 896 ff.), zuletzt geändert durch Art. 4 
VO zur Einführung einer ErsatzbaustoffVO, zur Neufassung der Bundes-
Bodenschutz- und AltlastenVO und zur Änd. der DeponieVO und der 
GewerbeabfallVO vom 9.7.2021 (BGBl. I S. 2598), in der jeweils geltenden Fassung; 
des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG) vom 20.10.2015 (BGBl. I 2015, 
S. 1739 ff.), zuletzt geändert durch Art. 23 
PersonengesellschaftsrechtsmodernisierungsG (MoPeG) vom 10.8.2021 (BGBl. I S. 
3436), in der jeweils geltenden Fassung; des Batteriegesetzes (BattG) vom 
25.06.2009 (BGBl. I 2009, S. 1582), zuletzt geändert durch Art. 1 Erstes ÄndG vom 
3.11.2020 (BGBl. I S. 2280), in der jeweils geltenden Fassung; des 
Verpackungsgesetzes (VerpG – Art. 1 des Gesetzes zur Fortentwicklung der 
haushaltsnahen Getrennthaltung von wertstoffhaltigen Abfällen vom 05.07.2017 – 
BGBl. I 2017, S. 2234 ff.), zuletzt geändert durch Art. 2 Erstes G zur Änd. des 
UmweltstatistikG und anderer Gesetze vom 22.9.2021 (BGBl. I S. 4363), in der 
jeweils geltenden Fassung; der §§ 5, 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni 1988, zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 07.04.2017 (GV NRW 2017, S. 442 ff.), in der jeweils geltenden Fassung; des § 
17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1987 (OWiG -. BGBl. I 1987, 
S. 602), zuletzt geändert durch Art. 31 G zum Ausbau des elektronischen 
Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur Änd. weiterer Vorschriften vom 5.10.2021 
(BGBl. I S. 4607), in der jeweils geltenden Fassung; hat der Rat der Stadt 
Grevenbroich in seiner Sitzung am 28.10.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
Die Satzung über die Abfallentsorgung der Stadt Grevenbroich vom 07.12.2012 in 
der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 15.12.2017 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 



§ 1 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4 erhalten nachfolgende Fassung: 
 
 

§ 1  
Aufgaben und Ziele 

 
(2) Die Stadt erfüllt insbesondere folgende abfallwirtschaftliche Aufgaben, die ihr   
gesetzlich zugewiesen sind: 
 

2. Information und Beratung über die Möglichkeiten der Vermeidung, 
Vorbereitung zur Wiederverwertung, Verwertung und Entsorgung von 
Abfällen (§ 46 KrWG). 

 
 
(4) Die Stadt kann sich zur Durchführung der Aufgaben nach den Absätzen 1-2 
Dritter bedienen (§ 22 KrWG). 
 
 
§ 2 erhält nachfolgende Fassung: 
 

§ 2 
Abfallentsorgungsleistungen der Stadt 

 
(1) Die Entsorgung von Abfällen durch die Stadt umfasst das Einsammeln und 
Befördern der Abfälle zu den Abfallentsorgungsanlagen oder 
Abfallumschlagstationen des Kreises, wo sie sortiert, vorbereitet zur 
Wiederverwendung, verwertet oder umweltverträglich beseitigt werden. 
Wiederverwertbare Abfälle werden -soweit erforderlich (§9 KrWG) getrennt 
eingesammelt und befördert, damit sie einer Verwertung zugeführt werden können. 
Bei den eingesammelten Abfällen handelt es sich insbesondere um Siedlungsabfälle 
im Sinne des § 3 Abs. 5 a KrWG. 
 
(2) Im Einzelnen erbringt die Stadt gegenüber den Benutzern der kommunalen 
Abfallentsorgungseinrichtung folgende Abfallentsorgungsleistungen: 
 

1. Einsammeln und Befördern von Restabfall 
 

2. Einsammeln und Befördern von Bioabfällen. Unter Bioabfällen sind 
hierbei alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren nativ- und 
derivativorganischen Abfallanteile zu verstehen, d. h. alle im Abfall 
enthaltenen biologisch abbaubaren organischen Abfallanteile wie z. B. 
Küchenabfälle (ungekocht und keine Fleisch- und Speisereste), Zimmer- 
und Gartenpflanzen, Sträucher, gebündelter Strauch- und 
Baumastschnitt (nicht über 1 m Länge und bis 15 cm Durchmesser), 
Rasenschnitt, Weihnachtsbäume bis 2,00 m Höhe und sonstige 
Gartenabfälle 

 
3. Einsammeln und Befördern von Altpapier, hierzu gehört Altpapier, 

welches keine Einweg-Verpackung (§ 3 Abs. 1 VerpackG) aus 
Papier/Pappe/Karton darstellt, wie z.B. Zeitungen, Zeitschriften und 
Schreibpapier. Einweg-Verkaufsverpackungen aus Papier/Pappe/Karton 



werden ebenfalls miterfasst, sind aber dem privatwirtschaftlichen Dualen 
System auf der Grundlage der §§ 13 ff. VerpackG zugeordnet (§ 2 abs. 3 
dieser Satzung). 

 
4. Einsammlung und Beförderung von sperrigen Abfällen/Sperrmüll. 

 
5. Einsammeln und Befördern von Elektro- und Elektronik-Altgeräten nach 

dem ElektroG und § 16 Abs. 2 dieser Satzung. 
 

6. Einsammeln und Befördern von gefährlichen Abfällen in stationären 
Sammelstellen oder mit Schadstoffmobilen. 

 
7. Information und Beratung über die Vermeidung, Vorbereitung zur 

Wiederverwendung, Verwertung und Entsorgung von Abfällen. 
 

8. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenpapierkörben. 
 
Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt gemäß § 9 und 9 a KrWG durch 
eine grundstücksbezogene Abfallentsorgung mit Abfallgefäßen (Restabfallgefäß - 
graue Tonne, Bioabfallgefäß - braune Tonne, Altpapiergefäß - blaue Tonne) durch 
grundstücksbezogene Sammlungen im Holsystem (Strauch- und 
Grünschnittsammlungen, Weihnachtsbaumabfuhr, Entsorgung von Sperrmüll, 
Entsorgung von Altkühlschränken und sonstigen Elektro- und Elektronikgeräten) 
sowie durch eine getrennte Einsammlung von Abfällen außerhalb der regelmäßigen 
grundstücksbezogenen Abfallentsorgung (Erfassung von schadstoffhaltigen Abfällen 
über das Schadstoffmobil). Die näheren Einzelheiten sind in den §§ 4, 10-16 dieser 
Satzung geregelt. 
 
(3) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Einweg-Verkaufsverpackungen 
aus Glas, Papier/Pappe/Karton, Kunststoffen, Verbundstoffen erfolgt im Rahmen des 
rein privatwirtschaftlichen Dualen Systems zur Einsammlung, Sortierung und 
Verwertung von gebrauchten Einweg-Verpackungen auf der Grundlage der §§ 13 ff. 
des Verpackungsgesetzes (VerpackG). Dieses privatwirtschaftliche Duale System ist 
kein Bestandteil der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt. Es werden 
im Rahmen dieser Satzung und unter Berücksichtigung der 
Abstimmungsvereinbarung mit den privaten Systembetreibern gemäß § 22 VerpackG 
lediglich flankierende Regelungen dahin getroffen, welche Abfälle 
(Einwegverpackungen) in die Erfassungsbehältnisse (z.B. gelbe Tonne, gelber Sack, 
Altglascontainer) des privatwirtschaftlichen Systems eingeworfen werden können. 
Die Erfassung von Einweg-Verpackungen aus Papier/Pappe/Karton erfolgt 
gemeinsam über die öffentlich-rechtliche Altpapier-erfassung der Stadt für 
Druckerzeugnisse, Zeitungen, Zeitschriften (z.B. Altpapiergefäß -mit blauem Deckel-, 
Abgabemöglichkeit an den Kleinanlieferstationen des Rhein-Kreis Neuss: Deponie in 
Grevenbroich-Neuenhausen und Deponie in Neuss-Grefrath). 
 
 
 
 
 
 
 



§ 3 erhält nachfolgende Fassung: 
 

§ 3 
Ausgeschlossene Abfälle 

 
(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Stadt sind gemäß § 20 Abs. 3 KrWG 
folgende Abfälle mit Zustimmung des Rhein-Kreises Neuss als zuständige Behörde 
ausgeschlossen:  
 

1. Abfälle, die vom Rhein-Kreis Neuss in seiner jeweils gültigen Satzung 
über die Abfallentsorgung im Rhein-Kreis Neuss von der Entsorgung 
ausgeschlossen sind oder die in der Anlage 1 der Satzung über die 
Abfallentsorgung im Rhein-Kreis Neuss in der jeweils gültigen Fassung 
mit einem Transporthinweis versehen sind. 

 
2. Abfälle, die aufgrund eines Gesetzes (z. B. VerpackG) oder einer 

Rechtsverordnung nach § 25 KrWG einer Rücknahmepflicht unterliegen, 
bei denen entsprechende Rücknahmevorrichtungen tatsächlich zur 
Verfügung stehen und bei denen die Stadt Grevenbroich nicht durch 
Erfassung als ihr übertragene Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt (§ 20 
Abs. 3 Satz 1 KrWG). 

 
3. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 

Haushaltungen, insbesondere aus Gewerbe- und Industriebetrieben, 
soweit diese nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in 
Haushaltungen anfallenden Abfällen eingesammelt, befördert oder 
beseitigt werden können oder die Sicherheit der umweltverträglichen 
Beseitigung im Einklang mit den Abfallwirtschaftsplänen des Landes 
durch einen anderen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger oder 
Dritten gewährleistet ist (§ 20 Abs. 3 Satz 2 KrWG).  

 
4. Pflanzliche Abfälle von landwirtschaftlich, gärtnerisch und 

forstwirtschaftlich genutzten Grundstücken mit Ausnahme pflanzlicher 
Abfälle aus Haus- und Schrebergärten. 

 
5. Erdaushub und Bauschutt. 

 
6. Schlagabraum (Abfälle der Holzwirtschaft) 

 
(2) Über Absatz 1 hinaus kann die Stadt in Einzelfällen mit Zustimmung des Rhein-
Kreises Neuss als untere staatliche Verwaltungsbehörde Abfälle vom Einsammeln 
und Befördern ausschließen, wenn diese nach ihrer Art und Menge nicht mit den in 
Haushaltungen anfallenden Abfällen entsorgt werden können. Die Stadt kann die 
Besitzer solcher Abfälle verpflichten, die Abfälle bis zur Entscheidung des Landrates 
auf ihrem Grundstück so zu lagern, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht 
beeinträchtigt wird. 
 
(3) Soweit Abfälle von der Einsammlung und Beförderung durch die Stadt 
ausgeschlossen sind, ist der Besitzer dieser Abfälle nach den Vorschriften des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes und des Landesabfallgesetzes zur 
Entsorgung der Abfälle verpflichtet. 



 
(4) Die Stadt Grevenbroich kann den Ausschluss von der Entsorgung mit 
Zustimmung des Rhein-Kreises Neuss widerrufen, wenn die Voraussetzungen für 
den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 Abs. 3 Satz 3 KrWG). 
 
 
§ 4 Abs. 1 erhält nachfolgende Fassung: 
 

§ 4 
Sammeln von gefährlichen Abfällen 

 
(1) Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer besonderen 
Schadstoffbelastung zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit einer getrennten 
Entsorgung bedürfen (gefährliche Abfälle i. S. d. § 3 Abs. 5 KrWG i. V. m. § 48 KrWG 
sowie der Abfall-Verzeichnis-Verordnung) werden von der Stadt bei den von ihr 
betriebenen stationären Sammelstellen oder mobilen Sammelfahrzeugen des 
Kreises angenommen. Dies gilt auch für Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus 
Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben, soweit sie mit den in Satz 1 genannten 
Abfällen entsorgt werden können (§ 5 Abs. 3 LAbfG NRW). Gefährliche Abfälle sind 
gemäß § 9 a KrWG vom Abfallerzeuger (§ 3 Abs. 8 KrWG) bzw. Abfallbesitzer (§ 3 
Abs. 9 KrWG) von anderen Abfällen getrennt zu halten und der Stadt zu überlassen. 
 
 
§ 7 erhält nachfolgende Fassung: 
 

§ 7 
Ausnahmen vom Benutzungszwang 

 
Ein Benutzungszwang nach § 6 besteht nicht, 
 

1. soweit Abfälle gemäß § 3 dieser Satzung von der kommunalen 
Abfallentsorgungseinrichtung ausgeschlossen sind; 

 
2. soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund einer 

Rechtsverordnung nach § 25 KrWG unterliegen und die Stadt an deren 
Rücknahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KrWG); 

 
3. soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 23 

KrWG freiwillig zurückgenommen werden, wenn dem zurücknehmenden 
Hersteller oder Vertreiber durch die zuständige Behörde ein 
Freistellungs- oder Feststellungsbescheid gemäß § 26 Abs. 3 oder Abs. 
4 erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG); 

 
4. soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 

5 KrWG sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, § 18 
KrWG zulässige, gemeinnützige Sammlung einer ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung zugeführt werden; 

 
5. soweit Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, 

durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG zulässige 



gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemäßen und schadlosen 
Verwertung zugeführt werden. 

 
 
§ 8 Abs. 1 erhält nachfolgende Fassung: 
 

§ 8 
Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang 
an die kommunalen Abfallentsorgungseinrichtungen 

 
(1) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kommunale 
Abfallentsorgungseinrichtung besteht bei Grundstücken, die von privaten 
Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden, soweit der/die Anschluss- 
und/oder Benutzungspflichtige schlüssig und nachvollziehbar nachweist, dass er/sie 
nicht nur willens, sondern auch fachlich und technisch in der Lage ist, alle auf dem 
Grundstück anfallenden kompostierbaren Stoffe ordnungsgemäß und schadlos i. S. 
d. § 7 Abs. 3 KrWG auf diesem Grundstück selbst so zu behandeln, dass eine 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere durch Gerüche oder 
Siedlungsungeziefer (z. B. Ratten), nicht entsteht (Eigenverwertung). Die Stadt stellt 
auf der Grundlage der Darlegungen der/des Anschluss- und/oder 
Benutzungspflichtigen fest, ob und inwieweit eine Ausnahme vom Anschluss- und 
Benutzungszwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz KrWG besteht. 
 
 
§ 13 Abs. 5 erhält nachfolgende Fassung: 
 

§ 13 
Benutzung der Abfallbehälter 

 
(5) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln, sie dürfen nur soweit gefüllt 
werden, dass sich der Deckel schließen lässt. Abfälle dürfen nicht neben die 
Abfallbehälter geworfen oder daneben gestellt werden. Abfälle dürfen nicht in 
Abfallbehälter eingestampft oder in ihnen in einer Art und Weise verdichtet werden, 
sodass eine Entleerung am Abfallfahrzeug nicht mehr möglich ist, weil der Inhalt 
nicht mehr geschüttet werden kann und hierdurch der Entleerungsvorgang 
ausgeschlossen ist. Es ist nicht gestattet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in 
Abfallbehälter zu füllen oder Abfälle im Abfallbehälter zu verbrennen. 
 
 
 
§ 16 Abs. 1 und 2 erhalten nachfolgende Fassung sowie Abs. 3a wird zusätzlich 
eingefügt: 
 

§ 16 
Entsorgung von sperrigen Abfällen, Elektro- und Elektronik-Altgeräten und 

Altbatterien 
 

(1) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Gebiet der Stadt hat 
im Rahmen der §§ 2 - 4 das Recht, sperrige Abfälle, die wegen ihres Umfanges oder 
ihres Gewichts nicht in den nach dieser Satzung zugelassenen Abfallbehältern 
eingefüllt werden können (Sperrgut), von der Stadt außerhalb der regelmäßigen 



Abfallentsorgung gesondert abfahren zu lassen. Auch sperrige Abfälle sind gemäß § 
3 Abs. 5 a Nr. 1 KrWG Siedlungsabfälle. 
 
Sperrgut ist Abfall aus Wohnungen und anderen Teilen des Wohngrundstücks, 
dessen gefäßgerechte Zerkleinerung nicht möglich oder nicht zumutbar ist, 
insbesondere Haus- und Gartenmöbel, Matratzen, Körbe, Fahrräder, Kinderwagen, 
Koffer, Bügelbretter, Wäscheständer, Teppiche, große Kinderspielzeuge und 
ähnliche sperrige Gegenstände. Die Gegenstände dürfen im Einzelfall ein Gewicht 
von 75 Kilo nicht überschreiten, da sie sonst nicht verladen werden können. 
 
(2) Elektro- und Elektronik-Altgeräte im Sinne des § 3 Nr. 1 ElektroG sind vom 
Besitzer der Altgeräte gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 getrennt vom unsortierten 
Siedlungsabfall, insbesondere Sperrgut, gesondert zur Abholung vor dem 
Grundstück bereitzustellen oder zu einer von der Stadt benannten Sammelstelle zu 
bringen (§§ 13, 14 ElektroG)  
 
 
(3a) Altbatterien im Sinne des § 2 Abs. 9 Batteriegesetz (BattG) sind vom Endnutzer 
(§ 2 Abs. 13 BattG) als Besitzer von Altbatterien gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 BattG 
vom unsortierten Siedlungsabfall einer getrennten Erfassung zuzuführen. Dieses gilt 
gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 BattG nicht für Altbatterien, die in andere Produkte fest 
eingebaut worden sind.  
 
 
 
§ 17 Abs. 1 erhält nachfolgende Fassung: 
 

§ 17 
Anmeldepflicht 

 
(1) Der Grundstückseigentümer hat der Stadt den erstmaligen Anfall von Abfällen, 
die voraussichtliche Menge, die Anzahl der auf dem Grundstück wohnenden 
Personen sowie jede wesentliche Veränderung der anfallenden Abfälle, ihrer Menge 
oder der auf den Grundstücken wohnenden Personenzahl unverzüglich anzumelden. 
 
 
 
§ 18 Abs. 1, 4 und 6 erhalten nachfolgende Fassung: 
 

§ 18 
Auskunftspflicht, Betretungsrecht, Duldungspflicht 

 
(1) Der Grundstückseigentümer, der Nutzungsberechtigte oder der 
Abfallbesitzer/Abfallerzeuger sind verpflichtet, über § 17 hinaus alle für die 
Abfallentsorgung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Hierzu gehört insbesondere 
die Mitteilung über die Anzahl der Beschäftigten, ihre Arbeitszeiten, die Anzahl der 
Betten in Kliniken und Beherbergungsunternehmen. 
 
 
(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen. Wird einer Anordnung nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist entsprochen, so ist die Stadt berechtigt, die 



notwendigen Zwangsmittel nach §§ 55 ff. des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (VwVG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19.02. 2003 (GV. NRW. S. 156, ber. S. 570; 2005 S. 818) in der jeweils 
geltenden Fassung, anzuwenden, insbesondere die erforderlichen Maßnahmen auf 
Kosten des Anschlussberechtigten durchzuführen oder von anderen durchführen zu 
lassen.  
 
(6) Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 Grundgesetz) 
wird insoweit durch § 19 Abs. 1 Satz 3 KrWG eingeschränkt. 
 
 
 
§ 24 Abs. 1 wird um den Buchstaben p) wie folgt erweitert:  
 

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen handelt 
ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwiderhandelt, 
indem er 
 

p) nach § 12 dieser Satzung die Abfallbehälter nach Entleerung nicht am 
Tag der Entleerung von der öffentlichen Verkehrsfläche wieder entfernt 
bzw. dauerhaft im öffentlichen Raum stehen lässt. 

 
 
 

Artikel II 
 
Die Satzung tritt nach Ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 3. Satzung vom 04.11.2021 zur Änderung der Satzung über die 
Abfallentsorgung in der Stadt Grevenbroich vom 07.12.2012 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Hinweis: 
 
 
Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt 
geändert durch Art. 7 Zweites G zur Änd. des KorruptionsbekämpfungsG und 
weiterer Gesetze vom 14.9.2021 (GV. NRW. S. 1072), kann eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen die vorstehende 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 
 
 

https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2fges%2fNRWVWVG%2fcont%2fNRWVWVG%2ehtm#FNID0EAHAACA


a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Grevenbroich vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
 
Grevenbroich, den 04.11.2021 
 
 
Michael Heesch 
Erster Beigeordneter 
 
 
 

 
 


